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Straftäters zu berücksichtigen, die mit Recht insoweit als 
eine konkretisierende Orientierung zu §§ 5 Abs. 2 und 61 
Abs. 2 StGB angesehen wird, bedeutet also, die konkreten 
individuellen Umstände der Persönlichkeitsentwicklung 
des Jugendlichen im Hinblick darauf zu prüfen und zu 
würdigen, ob und inwieweit sie sich auf die verantwor
tungslose Entscheidung zur Tat und damit auf die Schwere 
der Schuld ausgewirkt haben. Dabei können auch jugend
spezifische Ausprägungen der Schuld (u. a. in Motiv, Ziel
stellung, Intensität, Folgenvoraussicht) eine Rolle spielen.

Bei der Prüfung und Feststellung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit eines Jugendlichen sind gemäß § 69 
StPO tatbezogen die Familien- und sonstigen Erziehungs
verhältnisse (Schule, Betrieb, gesellschaftliche Organisa
tionen) aufzuklären. Es handelt sich hierbei um eine wich
tige Hervorhebung bestimmter Beziehungen (Umstände) 
im Komplex der für die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
Jugendlicher bedeutsamen Ursachen und Bedingungen der 
Straftat. Ihre Berücksichtigung bei der Feststellung der 
Schwere der Schuld sowie bei der Bemessung der Strafe 
erfolgt nach den in §§ 5 Abs. 2 und 61 Abs. 2 StGB nieder
gelegten Kriterien. Es ist also festzustellen und nachzuwei
sen, inwieweit die konkreten Familien- und sonstigen Er
ziehungsverhältnisse (positive und negative) in ihrem 
wechselseitigen und im gesellschaftlichen Gesamtzusaim- 
menhang Einfluß auf die Tatentscheidung des Jugendlichen 
hatten.

Die Feststellung des konkreten Schuldgrades kann mit
unter kompliziert sein, wenn die Persönlichkeitsentwick
lung eines Jugendlichen über lange Zeit auf Grund be
stimmter individueller (auch psycho-physischer) oder kon
kreter sozialer Bedingungen (z. B. Vernachlässigung durch 
die Eltern, asoziale Lebensweise von Familienmitgliedern) 
erheblich beeinträchtigt war. Vielfach sind das Jugend
liche, bei denen die Beizdehung eines psychologischen Gut
achtens zur Feststellung ihrer Schuldfähigkeit geboten ist 
Wird in diesen Fällen Schuldfähigkeit festgestellt, kann 
eine Schuldminderung gegeben sein, soweit diese Persön- 
lichkedtsumstände 'die Tatentscheidung beeinflußt und sich 
damit auf die Tatschuld ausgewirkt haben.18 Aus dem We
sen der Schuld als Einzeltatschuld folgt, daß diese Um
stände nur dann eine Schuldminderung begründen können, 
wenn sie tatsächlich und nachweisbar in der Tat- bzw. 
Handlungssituation die Fähigkeit des Jugendlichen zu ver
antwortungsbewußter Entscheidung spürbar beeinflußten 
bzw. beeinträchtigten, ihm die Entscheidung zu einer ge
sellschaftsgemäßen Handlungsalternative erkennbar er
schwerten und damit in seine individuelle Tatschuld ein
gegangen sind. Aber dies werden immer — sicher nicht 
ganz seltene — Einzelfälle sein. Es wäre unzulässig, die 
generelle Frage der Schwere der Schuld jugendlicher Täter 
von diesen spezifischen (individuellen entwicklungsbeding
ten) Besonderheiten her 'beantworten zu wollen.

Für die Feststellung der Schwere der Schuld und den 
Ausspruch der entsprechenden Maßnahme der strafrecht
lichen Verantwortlichkeit ist auch bei Jugendlichen die 
konkrete Tatschwere der entscheidende Ausgangspunkt. 
Insbesondere ist — in Übereinstimmung mit dem Tatprin
zip (Art. 4 und 5 StGB) — eine über die Tatschwere hin
ausgehende strengere Bestrafung unzulässig; die Tat
schwere bildet die Obergrenze für die Strafe. Persönlich
keitsumstände, die nicht über die Schuld in die Tatschwere 
eingegangen sind, können, auch wenn sie als entwick
lungsbedingte Besonderheiten Jugendlicher verstanden 
werden, keine Strafverschärfung begründen. Insbesondere 
können auch Erscheinungen einer sozialen Fehlentwick
lung oder nicht tatbezogene Disziplinwidrigkeiten — und 
sei es auch aus Gründen einer wirksameren Erziehung — 
keine .strengere Bestrafung rechtfertigen. Soweit bei einem 
Jugendlichen spezifische sozialpädagogische Aufgaben zu 
leisten sind, ist dies Sache der Organe der Jugendhilfe. 
Dem Strafrecht und dem Strafverfahren können keine über 
ihren in Art. 1 und 2 StGB und §§ 1 und 2 StPO festgeleg

ten Rahmen und Gegenstand hinausgehenden sozialpäd
agogischen Aufgaben (z. B. Überwindung sozialer Fehlent
wicklung) zugeordnet werden.
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Dem Jahrzehntelangen Ringen der Sowjetunion und anderer sozialistischer 
Länder Ist es zu danken, daß das Recht auf Bildung als ein wichtiges 
Menschenrecht völkerrechtlich anerkannt worden Ist. Diese Entwicklung hat 
der internationalen Auseinandersetzung um das Recht auf Bildung er
höhte Aktualität verliehen.
Aus der Sicht der marxistisch-leninistischen Staats- und Rechtswissenschaft 
— besonders der Staats- und Rechtstheorie, der Staatsrechts- und der 
Völkerrechtswissenschaft - sowie der Vergleichenden Bildungsforschung 
wird mit dem vorliegenden Buch ein dreifaches Anliegen verfolgt:
Erstens und vor allem wird angestrebt, die wesentlichen Selten des 
Grundrechts auf Bildung Im Sozialismus zu zeigen sowie die gesellschaft
lichen Grundlagen und die wichtigsten Wege für die Verwirklichung dieses 
Grundrechts nachzuzeichnen und zu begründen. Besonders bedeutsam Ist 
der Nachweis, daß die wesentlichen Seiten dieses Grundrechts und die 
Wege seiner Realisierung In den Staaten der sozialistischen Gemeinschaft 
von übereinstimmenden blldungspolitlschen Grundsätzen bestimmt werden. 
Diese Prinzipien sind als Verallgemeinerung objektiver Gesetzmäßigkeiten 
Leitfaden für das praktische Handeln entsprechend den konkreten Gege
benheiten des einzelnen Landes.
Zweitens wurde eine gewisse Bestandsaufnahme zum Recht auf Bildung 
In der heutigen staatsmonopolkapitalistischen Gesellschaft angestrebt. Der 
Gegensatz zwischen den demokratischen Ansprüchen an ein Recht auf 
Bildung und der tatsächlichen Lage des Kapitalismus markiert Jene grund
legenden Probleme, die der monopolkapitalistische Staat mit seiner Bil
dungsplanung und seinen bildungsrechtlichen Normen und - Instituten 
weder lösen kann noch lösen will.
Ein drittes Anliegen ist es, einige wesentliche Selten der Internationalen 
Auseinandersetzung um das Recht auf Bildung zu beleuchten.


